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Der Kreistag möge beschließen:

Im Landkreis Vorpommern Rügen darf eine Verbrennung von pflanzlichen Abfällen nach § 2 der Landesverordnung über die Entsorgung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallentsorgungsanlagen vorgenommen werden, wenn die durch den Entsorger bereitgestellten Entsorgungsbehälter (braune Tonnen) nicht ausreichen oder zu klein sind, eine Entsorgung darüber also nicht vollständig möglich ist. Dies gilt auch für nicht kompostierbare Pflanzenabfälle auf Grundstücken und Kleingärten mit Verzicht auf die Biotonne oder zur Verhinderung der Verbreitung von Schädlingen wie z.B. der Miniermotte. 
Zur Vermeidung von Bürokratie und zusätzlichen  Kosten in der Verwaltung ist in diesen Fällen keine extra Genehmigung notwendig.
Begründung:

Der Landkreis hat am 6.2. folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

Häufig gehen Bürger unter Berufung auf die Landespflanzenabfallverordnung davon aus, dass das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen im März und Oktober zulässig sei.
Dies trifft aber nicht zu, wenn durch den zuständigen Abfallentsorger ein flächendeckendes Entsorgungssystem für pflanzliche Abfälle zur Verfügung gestellt wird. Da der Landkreis Vorpommern-Rügen ein Entsorgungssystem zur Verfügung stellt, ist nach der geltenden Rechtslage das Verbrennen pflanzlicher Abfälle unzulässig.

Dies lässt aber den Wortlaut des Gesetzes - eine Nutzung der von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern durch Satzung anzubietenden Entsorgungssysteme nicht möglich oder nicht zumutbar ist. - außer Acht, was auch im bestehenden Entsorgungssystem durch besonders viel anfallende Pflanzenabfälle an einzelnen Entsorgungsterminen der Fall sein kann.
Deshalb ist auch im Interesse vieler Kleingärtner eine Klarstellung notwendig. Auch würde einer „wilden Entsorgung“ damit entgegengewirkt.
Das grundsätzliche Verbot der offenen Verbrennung von Pflanzenabfällen bliebe dabei unberührt.  
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